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Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes 
über die Außenhandelsstelle für Erzeugnisse 
der Ernährung und Landwirtschaft hat fol- 
gende Aufgaben: 

1. die behördenmäßige Stellung einer bereits 
in der Bundesverwaltung bestehenden 
Verwaltungseinriditung festzulegen und 

2. den Aufgabenbereidi nach dem der- 
zeitigen Rechtszustand festzuhalten. 

Es handelt sich also um ein reines Organi- 
sationsgesetz, das keine neuen Aufgaben auf 
die Außenhandelsstelle überträgt oder gene- 
relle Ermäditigungen erteilt. 

Der Gesetzentwurf lehnt sich im wesent- 
lichen an das bereits vom Bundestag be- 
schlossene Gesetz über die Errichtung einer 
Bundesstelle für den Warenverkehr der ge- 
werblidien Wirtschaft vom 29. März 1951 
(BGBl. I S. 216) an. 

Die Organisation der Außenhandelsstelle 
geht auf eine Anordnung des früheren Er- 
nährungs- und Landwirtschaftsrates für das 
amerikanische und britische Besatzungsgebiet 
vom 20. Mai 1947 zurück, durch die mit Zu- 
stimmung der Militärregierung im Bereich 
des Emährungs- und Landwirtschaftsrates 
sieben Außenhandelsstellen errichtet wurden. 

Mit der Bildung der Bizone wurden diese 
Außenhandelsstellen in das Vereinigte Wirt- 
sdiaftsgebiet übernommen und durch Be- 
kanntmaäiung der Verwaltung für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten vom 
17. Januar 1949 zu einer Außenhandelsstelle 
zusammengefaßt. 


Durch § 3 der Verordnung zur Auflösung 
oder Überführung von Einrichtungen der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes vom 8. September 1950 wurde die 
Außenhandelsstelle im Bereich des Bundes- 
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten in die Verwaltung des Bundes 
übergeführt. 

Da mit der Überführung der Außen- 
handelsstelle in die Bundesverwaltung noch 
nidit ihre organisatorische Stellung innerhalb 
der Bundesverwaltung festgelegt ist, soll dies 
durch das vorliegende Gesetz geregelt werden. 
Wie in dem erwähnten Gesetz vom 29. März 
1951 für die Bundesstelle für den Waren- 
verkehr der gewerblichen Wirtschaft getrof- 
fenen Regelung wird in 

§ 1 der Außenhandelsstelle der Charakter 
einer Bundesoberbehörde im Sinne des Ar- 
tikels 87 Absatz 3 des Grundgesetzes zuer- 
kannt. Gleichzeitig erhält die Außenhandels- 
Stelle die neue Bezeichnung „Außenhandels- 
stelle für Erzeugnisse der Ernährung und 
Landwirtsdiaft“. Der Sitz der Außenhandels- 
stelle soll, wie bisher, Frankfurt/Main sein. 
Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten kann Außenstellen an 
anderen Orten errichten, die schon jetzt zum 
Teil bestehen (München, Hamburg, Düssel- 
dorf). 

§ 2 des Gesetzentwurfes faßt den Auf- 
gabenbereich der Außenhandelsstelle nadi 
dem derzeitigen Rechtszustand zusammen. 
Der Veränderung des Aufgabenbereiches 
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durch Neugestaltung oder Änderung des Ein- 
fuhrverfahrens wird durch die Vorschrift des 
§ 2 Ziffer 7 Rechnung getragen. Hier hat der 
mitbeteiligte Außennandelsausschuß vorge- 
schlagen, daß es statt „sonstiger Aufgaben“ 
„emschlägiger Aufgaben“ heißen soll. Der 
Ernährungsausschuß hat dieser vorgeschlage- 
nen Änderung >:ugestimmt. Außerdem hat 
der Ernährungsausschuß im § 2 eine Ände- 
rung des Gesetzes insoweit vorgenommen» als 
die Außenhandelsstelle bei der Lieferung und 
dem Bezüge von Erzeugnissen nur tätig 
werden soll, soweit eine zentrale Bearbeitung 
erforderlich und in den jeweils gütenden 
Vorschriften vorgesehen ist. 

§ 5: Hier wurde der Vorschlag des Bundes- 
rates angenommen, daß die Außenhandels- 
stelle Auskünfte, soweit sie nicht dringlich 
sind, über die Oberste Landesbehörde für Er- 
nährung und Landwirtschaft einholen soll. 

S 6: In § 6 wird auf den heute ebenfalls 
zur Beschlußfassung vorgelegten Entwurf 
eines Gesetzes über die Erhebung von Ge- 
bühren durch die Außenhandelsstelle ver- 
wiesen. 

Die übrigen Vorschriften des Gesetzent- 
wurfes halten sich im wesentlichen an das be- 


reits erwähnte Gesetz vom 29. März 1951 
über die Bundesstelle für den Warenverkehr 
der gewerblichen Wirtschaft mit einigen Ab- 
weichungen, die sich aus der Besonderheit des 
Aufgabenbereiches für Erzeugnisse der Er- 
nährung und Landwirtschaft ergeben. Ich 
darf nun das Hohe Haus namens des Ernäh- 
rungsausschusses, der dem Gesetz einmütig 
zugestimmt hat, bitten, dem vorliegenden 
Gesetz seine Zustimmung zu geben. 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf mit den aus der 
nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Änderungen zuzustimmen. 

Bonn, den 8. November 1951 


Der Ausschuß für Ernährung^ 
Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Dr. Müller (Bonn) 
Vorsitzender und Berichterstatter 


En t wu r f 

Entwurf eines Gesetzes über die 
Außenhandelsstelle für Erzeugnisse 
der Ernährung und Landwirtschaft 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die 
Außenhandelsstelle für Erzeugnisse 
der Ernährung und Landwirtschaft 

Der Bundestag hat das folgende Göetz be- 
schlossen: 


S 1 s 

(1) Die durch die Verordnung zur Auf- unverändert 

lösung oder Überführung von Einrichtungen 

der Verwaltungen des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes vom 8. September 1950 (BGBl, 

S, 678) in die Verwaltung des Bundes über- 
geführte Außenhandelsstelle des Bundesmini- 
steriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten wird als Außenhandelsstelle für Er- 
zeugnisse der Ernährung und Landwirtschaft 
(Außenhandelsstelle) in eine Bundesober- 
behörde umgewandelt. Sie ist dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Bundesminister) nachgeordnet. 

(2) Die Außenhandelsstelle hat ihren Sitz 
in Frankfurt a. M. Der Bundesminister kann 
Außenstellen an anderen Orten errichten. 
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E ] i t \v u r f 

§ 2 

Die Außenhandelsstelle wird bei der Liefe- 
rung und dem Bezüge von Erzeugnissen der 
Ernährung und Landwirtschaft im Verkehr 
mit Gebieten außerhalb des Bundesgebietes 
tätig 


1. bei der Vorbereitung von Ausschreibungen 
für den Bezug dieser Erzeugnisse, 

2 . bei der Durchführung von Ausschreibun- 
gen, insbesondere durch Prüfung von An- 
geboten und durch Erteilung von Devisen- 
zuteilungsbestätigungen oder Einfuhr- oder 
Einkauf sermächtigungeHj 

3. bei der Prüfung von Anträgen Im libera- 
lisierten Einfuhrverfahren und in beson- 
deren Einfuhrfällen, 

4. bei der Erteilung von Liefet genehmlgungen 
und Genehmigungen zur Durchführung 
von Lohnveredlungsgeschäften, 

5. bei der Kontrolle der Verwendung und 
Ausnutzung erteilter Devisenzuteilungs- 
bestätigungen, Einfuhrbewilligungen, Ein- 
fuhr- und Einkaufsermächtigungen, Liefer- 
genehmigungen und Genehmigungen zur 
Durchführung von Lohnveredlungs- 
geschäften und bei der statistischen Erfas- 
sung und Auswertung von Einfuhren und 
Ausfuhren, 

6* durch Wahrnehmung der Aufgaben, die 
ihr gemäß § 4 Absatz 2 der Verordnung 
über die Kontrolle von Einfuhren, die mit 
Marshallplan-Mitteln finanziert werden, 
vom 6. Februar 1950 (BGBl. S. 27) über- 
tragen sind, 

7. bei Erfüllung sonstiger Aufgaben, die 
ihr der Bundesminister oder mit dessen 
Zustimmung ein anderer Bundesminister 
überträgt. 

§ 3 

(1) Der Bundesminister bildet bei der 
Außenhandelsstelle Fachbeiräte. Diese haben 
die Aufgabe, die Außenhandelsstelle fachlich 
zu beraten. 

(2) Der Bundesminister beruft und entläßt 
die Mitglieder der Fachbeiräte nach Anhörung 
der beteiligten Wirtschaftskreise im Benehmen 
mit den Obersten Landesbehörden für Ernäh- 
rung und Landwirtschaft. Er erläßt eine Ge- 
schäftsordnung für die Fachbeiräte. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

§ 2 

Die Außenhandelsstelle wird bei der Liefe- 
rung und dem Bezüge von Erzeugnissen der 
Ernährung und Landwirtsdiaft im Verkehr 
mit Gebieten außerhalb des Bundesgebietes 
tätig, soweit eine zentrale Bearbeitung er- 
forderlidi und in den jeweils geltenden Vor- 
sdiriften vorgesehen ist, 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. bei Erfüllung einschlägiger Aufgaben, die 
Ihr der Bundesminister oder mit dessen 
Zustimmung ein anderer Bundesminister 
überträgt. 

§3 

unverändert 
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Entwurf 

(3) Die Mitglieder der Fadibeiräte sind 
ehrenamtlich tätig. Sie erhalten auf Antrag 
Reisekostenentschädigung nach der Reise- 
kostenstufe I b des Gesetzes über die Reise- 
kostenvergütung der Beamten vom 15. De- 
zember 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 1067). 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


§ 4 § 4 

(1) Die Außenhandelsstelle hat bei An- unverändert 

hören und Unterrichtung der Fadibeiräte 

eine mißbräuchliche Verwendung von Unter- 
lagen zu verhindern. 

(2) Für die Mitglieder der Fachbeiräte 
gelten die Bestimmungen der Verordnung 
gegen Bestechung und Geheimnisverrat nicht- 
beamteter Personen vom 3. Mai 1917 In der 
Fassung vom 22. Mal 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 351). Die Mitglieder der Fachbeiräte wer- 
den von dem Bundesminister oder einem 
dafür von ihm bestimmten Vertreter auf die 
gewissenhafte Erfüllung Ihrer Obliegenheiten 
durch Handschlag verpflichtet. 


§ 3 

(1) Die Außenhandelsstelle Ist auskunfts- 
bercchtigte Stelle im Sinne der Verordnung 
über Auskunftspflidit vom 13. Juli 1923 
(Reichsgesetzbl. I S. 723). 


(2) Die Außenhandelsstelle kann verlangen, 
daß ihr von den zur Auskunft verpflichteten 
Personen oder Stellen unentgeltlidi Waren- 
muster und Warenproben vorgelegt werden. 

§ 6 

Die Erhebung von Gebühren durch die 
Außenhandelsstelle regelt sich nach dem Ge- 
setz 


§ 7 

Dieses Gesetz gilt auch für Berlin, sobald 
das Land Berlin gemäß Artikel 87 Absatz 2 
seiner Verfassung die Anwendung dieses Ge- 
setzes beschlossen hat. 


§3 

(1) Die Außenhandelsstelle ist auskunfts- 
berechtigte Stelle im Sinne der Verordnung 
über Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 
(Reichsgesetzbl. I S. 723). Sic soll, soweit die 
Angelegenheit nicht dringlich ist, die Aus- 
kunft durch die Oberste Landesbehörde für 
Ernährung und Landwirtschaft einfordern. 

(2) unverändert 


§6 


unverändert 


§ 7 


unverändert 


§ 8 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


§ 8 


unverändert 
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